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Einleitung 

E in le i tu n g  

A. Problemstellung 
A .  Pr o b le mste l lu n g   

Die Welt wächst immer weiter zusammen. Zwar sind in verschiedenen Staaten 
der Erde Renationalisierungstendenzen zu erkennen,1 doch können auch sie 
nicht verhindern, dass die Globalisierung alle Lebensbereiche erfasst. Eine ver-
besserte Infrastruktur ermöglicht es, in kurzer Zeit weite Strecken zurückzule-
gen. Die europäische Binnenmigration wird ergänzt durch Menschen, die aus 
anderen Kontinenten nach Europa ziehen. Gleichzeitig ist in Europa ein riesi-
ger, in weiten Teilen vereinheitlichter Binnenmarkt entstanden, der die klassi-
schen Staatsgrenzen überschreitet. Wenn wir im Internet etwas bestellen, ist es 
unerheblich, ob das Produkt aus Dänemark, Belgien oder Bayern kommt. Da-
bei war die Europäische Union nie nur ein wirtschaftspolitisches Projekt, son-
dern immer auch die Idee einer neuen, postnationalen Struktur.2 

Reisen innerhalb der Europäischen Union war noch nie so einfach wie heute. 
Nicht nur, dass Grenzkontrollen weitgehend verschwunden sind,3 auch durch 
immer bessere Transportmöglichkeiten können wir in wenigen Stunden hun-
derte Kilometer zurücklegen. Austauschprogramme etwa für Schüler, Auszu-
bildende, Studierende und Wissenschaftler führen zu Kontakten in der ganzen 
Welt. Auch das Internet verbindet Menschen an unterschiedlichen Orten. Mit 
mobilen Endgeräten können von fast jedem Ort der Welt Nachrichten gesendet 
und Inhalte abgerufen werden. Immigranten bringen ihre Kultur und Sprache 
in andere Länder. Die Welt wird internationaler – und die nationalstaatliche 
Demokratie gerät unter Druck. 

 
1 Aktuell auffälligstes Beispiel ist der „Brexit“, aber insgesamt gibt es regelmäßig Debat-

ten, die Globalisierung zu verlangsamen oder zurückzudrehen; Aigner, Europa zwischen 
Globalisierung und Renationalisierung, S. 12; Grzeszczak, in: Renationalisation of the In-
tegration Proces, S. 7. Vor einer Renationalisierung der EU warnte bereits Zürn, PVS 47 
(2006), 242, 249. Vgl. auch die politikwissenschaftliche Debatte um die Erklärung des Po-
pulismus, etwa Manow, Politische Ökonomie des Populismus, S. 61 ff. (populistischer Pro-
test als Reaktion auf Globalisierungsprozesse). 

2 Römhild, in: Turbulente Ränder, S. 211. 
3 Insbesondere durch die Schengen-Abkommen. Siehe dazu den Schengen-acquis, Be-

schluss 1999/435/EG. Das dänische Modell, wieder Grenzkontrollen einzuführen, hat zum 
Glück keine Nachahmer gefunden. 
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Die Globalisierung hat die Souveränität und die Macht der Nationalstaaten in 
Frage gestellt:4 Viele Herausforderungen können heute nicht mehr auf natio-
nalstaatlicher Ebene bewältigt werden,5 globale oder transnationale Unterneh-
men nehmen Einfluss auf die politische Entscheidungsfindung,6 Mobilitätsbe-
wegungen und Handelsströme erschüttern das auf dem Territorialprinzip 
fußende demokratische System,7 und mit dem Internet wurde ein Raum ge-
schaffen, den ein Staat nicht alleine regulieren kann und darf.8 Doch ist Globa-
lisierung kein neues, sondern ein sehr altes Phänomen.9 Auch die Debatte, wie 
Recht mit Sachverhalten umgehen soll, die sich in verschiedenen Staaten ab-
spielen, ist nicht neu.10 Auch die Besonderheiten, welche die Universalität des 
Internets mit sich bringt, werden schon lange diskutiert.11 Im Kern beschäftigt 
Wissenschaft und Politik immer wieder der Konflikt zwischen demokratischer 
Partizipation und dem effektiven Schutz des einzelnen Staatsbürgers vor Hand-
lungen aus dem Ausland. Der effektivste und umfassendste Schutz wäre die 
Handlung zu verbieten. Der Ausländer würde damit aber einem Recht unter-
worfen, auf das er keinen Einfluss hat. Die Freiheitsbeschränkung des Auslän-
ders kann zu einer Gegenreaktion seines Heimatstaates führen. Das Ergebnis 
sind Justizkonflikte.12 

 

 
4 Malanczuk, in: Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 171, 198 (und passim); H. Wilke, De-

zentrierte Demokratie, S. 26 ff. Insbesondere stellt auch die auch durch die Globalisierung 
ausgelöste Beschleunigung, die Demokratien vor Probleme, Rosa, Weltbeziehungen im Zeit-
alter der Beschleunigung, S. 357 ff. 

5 Bestes Beispiel dafür ist der Klimawandel, zu dessen Eindämmung zahlreiche interna-
tionale Konferenzen stattfinden, insbesondere die UN-Klimakonferenzen. Zum Kompetenz-
verlust zugunsten der Europäischen Union H. Wilke, a.a.O., S. 37. 

6 Crouch, Postdemokratie, S. 45 ff. 
7 Maus, in: Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 226 ff. Vgl. H. Wilke, Dezentrierte Demokra-

tie, S. 26 ff. Wenn nämlich Recht in Territorien gedacht wird, in denen die dort lebende 
Bevölkerung an der Rechtssetzung beteiligt wird, entzieht ein Wechsel dieser Bevölkerung 
dem Recht die demokratische Legitimation. Wie schwer es einer Gesellschaft fällt, auch 
neue Mitbewohner zu beteiligen, zeigt BVerfGE 83, 37 – Ausländerwahlrecht I. 

8 Was Staaten wie die VR China nicht davon abhält, dies zu versuchen. 
9 Malanczuk, in; Weltstaat oder Staatenwelt?, S. 171, 179. 
10 Etwa Meessen, Völkerrechtliche Grundsätze des internationalen Kartellrechts (1975); 

Schack, Die grenzüberschreitende Verletzung allgemeiner und Urheberpersönlichkeits-
rechte, UFITA 108 (1988), 51 ff. 

11 Siehe die zahlreichen Veröffentlichungen um die Jahrtausendwende, etwa nur exemp-
larisch Schack, JZ 1998, 753 ff. (Geistiges Eigentum); ders., MMR 2000, 59 ff. (IPR) und 
135 ff. (IZVR); v. Hinden, Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Internet (1999); Kur, WRP 
2000, 935 ff. (Markenrecht); Mankowski, RabelsZ 63 (1999), 203 ff. (Vertrags- und Delikts-
recht). 

12 Siehe etwa Schlosser, Justizkonflikt zwischen den USA und Europa (passim); Schack, 
IZVR, Rn. 817 ff. 
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Unser Leben wird internationaler, doch das Recht ist noch weitgehend national. 
Nationale Gerichte entscheiden auf Grundlage nationalen Rechts. Durch 
Rechtsvereinheitlichung, Kollisions- und internationales Zuständigkeitsrecht 
versuchen wir, die zunehmende Globalisierung in den Griff zu bekommen. 

Besondere Probleme bereitet der Unterlassungsanspruch. Mit ihm will der 
Kläger dem Beklagten eine bestimmte Handlung oder deren Auswirkungen un-
tersagen. Wenn aber unser Leben und Handeln immer weniger an Staatsgren-
zen Halt macht, fragt sich, ob dies nicht auch für den Unterlassungsanspruch 
gelten muss. 

Kann etwa ein deutsches Unternehmen einem dänischen Hotel untersagen, 
eine dänische Domain zu verwenden, die einer in Deutschland geschützten 
Marke ähnelt?13 Darf ein US-amerikanisches Gericht einem italienischen Un-
ternehmen verbieten, auf seiner Homepage Produkte anzubieten, weil dies eine 
US-amerikanische Marke verletzt – auch wenn das Unternehmen in Italien die 
Marke selbst hat schützen lassen?14 Dürfen deutsche Gerichte Facebook dazu 
verpflichten, einen rechtswidrigen Inhalt weltweit und nicht nur in Deutschland 
zu sperren?15 Und reicht der Löschungsanspruch der DSGVO über Europa hin-
aus?16  

  

 
13 BGH GRUR 2005, 431 – Hotel Maritime, siehe unten S. 28. 
14 Playboy Enterprises, Inc. v. Chuckleberry Pub., Inc., 939 f. Supp. 1032 (S.D.N.Y. 

1996), siehe unten S. 28. 
15 Vgl. LG Würzburg MMR 2017, 347; LG Hamburg Urt. v. 30.04.2018 – 324 O 51/18 

(juris), siehe unten S. 97 ff. 
16 Siehe EuGH ECLI:EU:C:2019:772 – Google/CNIL, siehe unten S. 250 ff. 
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B. Gang der Untersuchung 
B.  G a n g  d e r  U n te r suc h u n g 

Die territoriale Reichweite eines Unterlassungsanspruchs berührt verschiedene 
Fragen des Völker-, Zuständigkeits- und Kollisionsrechts. Die vorliegende Ar-
beit widmet sich dem Thema in vier Teilen. Zunächst sollen die unterschiedli-
chen nationalen Unterlassungsansprüche dargestellt werden, die im besonderen 
Maße grenzüberschreitende Bedeutung haben. Dabei wird ein Fokus auf die 
Unionsschutzrechte und die Datenschutzgrundverordnung gelegt. Im ersten 
Teil wird außerdem geprüft, ob das Völkerrecht diesen Ansprüchen Grenzen 
setzt und welche Aussagen es zum Zuständigkeits- und Kollisionsrecht trifft. 

Für die Reichweite von Unterlassungsansprüchen ist insbesondere die Kog-
nitionsbefugnis der zuständigen Gerichte von Bedeutung. Damit beschäftigt 
sich der zweite Teil, wobei zunächst ermittelt wird, welches Gericht internati-
onal zuständig ist. 

Da das Kollisionsrecht bestimmt, welches Recht auf eine Handlung oder 
deren Auswirkungen anzuwenden ist und wie weit der materielle Anspruch 
reicht, wird im dritten Teil das Kollisionsrecht behandelt. Hier geht es insbe-
sondere darum, ob die Gerichte sich auf ein nationales Recht konzentrieren 
können oder ob verschiedene Rechtsordnungen nebeneinander anzuwenden 
sind. 

Im vierten Teil werden die Ergebnisse zusammengefasst und Thesen formu-
liert. 

Eine umfassende Behandlung der territorialen Reichweite von Unterlas-
sungsansprüchen fehlt bislang. Zu einzelnen Fragen, wie etwa der Kognitions-
befugnis oder einer kollisionsrechtlichen Mosaikbetrachtung gibt es bereits 
eine langjährige Debatte.17 Eine Untersuchung, die Zuständigkeits- und Kolli-
sionsrecht verknüpft und dabei nicht nur einen Anspruch betrachtet, liegt bis 
jetzt nicht vor. Soweit ersichtlich, hat sich nur Helmut Köhler18 in Anschluss 
an Hans-Jürgen Ahrens19 mit der Frage der territorialen Reichweite wettbe-
werbsrechtlicher Unterlassungstitel beschäftigt. Dabei geht Köhler anders an 
die Frage heran und betrachtet den bereits ergangenen Titel und wie weit dieser 
wirkt. Hier soll aber geprüft werden, ob aufgrund eines materiellen Anspruchs 
ein grenzüberschreitender Titel erlassen werden kann, der die Handlung oder 
Auswirkungen der Handlung in mehreren Territorien verbieten kann.

 
17 Siehe die Nachweise in den jeweiligen Kapiteln. 
18 H. Köhler, Zur territorialen Reichweite wettbewerbsrechtlicher Unterlassungstitel, FS 

Ahrens, S. 111 ff. 
19 Ahrens, in: Wettbewerbsprozess, Kap. 16 Rn. 9 f. 



   

1. Teil 

Materieller Anspruch und Völkerrecht 

1 .  T e i l  –  Ma te r ie l le r  A n sp r u c h  u n d V ö lk e rr ec h t 

A. Der grenzüberschreitende Unterlassungsanspruch 
A .  D e r  gr e nz ü b er sc h re i te n d e U n te r la ssu n g sa n sp r uc h 

Einen Schaden zu vermeiden, ist sinnvoller, als ihn später zu beheben; „Scha-
denverhütung ist besser als Schadenvergütung“1. Rechtlich findet sich dieser 
Gedanke in den Maßnahmen des vorbeugenden Rechtsschutzes wieder. Damit 
sind Instrumente gemeint, mit denen künftige Beeinträchtigungen rechtlich ab-
gewehrt werden können.2 Dazu zählt insbesondere die Unterlassungsklage,3 die 
im Zentrum dieser Arbeit steht.4 

I. Historischer Hintergrund 

Das Bedürfnis nach einem vorbeugenden Rechtsschutz ist alt. Unser heutiges 
Verständnis beruht auf dem römischen Recht.5 Bereits das klassische römische 
Recht kannte Formen vorbeugenden Rechtsschutzes,6 die allerdings mit dem 
heutigen Verständnis nur wenig gemein haben7. Ausgangspunkt war der Schutz 
des Eigentums: So standen dem Eigentümer mehrere Klagen zur Verfügung, 
um sich gegen Behauptungen zu wehren, jemandem, stehe ein Recht an seinem 
Eigentum zu.8 Diese als actio negatoria bezeichnete Klage9 ist der Vorläufer 
des heutigen § 1004 BGB.10 Mit der actio negatoria konnte der Eigentümer 
feststellen lassen, dass sein Eigentum frei von anderen Rechten war.11 Damit 

 
1 Enneccerus/Lehmann, Recht der Schuldverhältnisse, S. 1008. 
2 Henckel, AcP 174 (1974), 97, 98. 
3 Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 1. 
4 Nicht behandelt werden der einstweilige Rechtsschutz und die vorbeugende Feststel-

lungsklage. 
5 Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 6. 
6 Kötz, AcP 174 (1974), S. 145, 146; Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 21 f. 
7 Oppermann, Unterlassungsanspruch, S. 104 f.; Fritzsche, Unterlassungsanspruch, 

S. 15. 
8 Kaser, Römisches Privatrecht, S. 437; Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, 

S. 62; Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 21 f.; Oppermann, Unterlassungsanspruch, 
S. 104; Rabel, Römisches Privatrecht, S. 57. Siehe auch unten S. 194 f. 

9 Kaser, Römisches Privatrecht, S. 437 f. 
10 Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, S. 61; Kötz, AcP 174 (1974), S. 145, 161; 

Oppermann, Unterlassungsanspruch, S. 104 f.; Fritzsche, Unterlassungsanspruch, S. 15. 
11 Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, S. 62. 
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war es aber nicht möglich, sonstige Schadenszufügungen abzuwehren.12 Dafür 
musste sich der Eigentümer anderer Rechtsbehelfe bedienen.13 Bereits im jus-
tinianischen Recht wurde die Klagemöglichkeit erweitert, sodass auch tatsäch-
liche Einwirkungen abgewehrt werden konnten,14 wenn die zugrunde liegende 
Handlung noch als Servitut gedeutet werden konnte.15 

Bis ins 18. Jahrhundert wurde die actio negatoria als eine Klage betrachtet, 
um angemaßte Rechte abzuwehren.16 Die Entwicklung zu einer Eigentums-
schutzklage erfolgte erst um die Wende zum 19. Jahrhundert17 und war im Zeit-
punkt der Entstehung des BGB abgeschlossen.18 

Schon bevor das BGB in Kraft trat, hatte die Rechtsprechung weitere 
Schutzobjekte, etwa zum Schutz des Namens, der väterlichen Gewalt und des 
vertraglichen Forderungsrechts, anerkannt.19 Trotzdem schützt der Wortlaut 
des § 1004 I 2 BGB nur das Eigentum. Daneben finden sich im BGB an ver-
schiedenen Stellen weitere Unterlassungsansprüche. Das Reichsgericht erwei-
terte den Unterlassungsanspruch: Daraus, dass der Gesetzgeber einzelne Un-
terlassungsansprüche normiert hat, könne nicht geschlossen werden, dass er 
weitergehende Ansprüche ausschließen wolle.20 So entschied das Reichsge-
richt bereits 1905, dass auch die Verbreitung von Unwahrheiten, die kreditge-
fährdend sind, analog §§ 12, 862 und 1004 BGB untersagt werden können.21 

Der Unterlassungsanspruch hat sich somit aus dem Schutz des Eigentums, 
genauer aus dem Schutz des Grundeigentums, entwickelt. Bereits bei Beein-
trächtigung des Grundeigentums sind grenzüberschreitende Probleme denkbar. 
Insbesondere durch Immissionen können Streitigkeiten entstehen, bei denen 
Emittent und geschädigter Eigentümer nicht im selben Staat sind.22 Ende des 
19. Jahrhunderts häuften sich die Fälle, in denen es nicht mehr nur um den 
Schutz des Grundeigentums ging.23 

 
12 Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 23; Schulz, Roman Law, S. 375. 
13 Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 23; a.A. Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 9. 
14 Picker, Negatorischer Beseitigungsanspruch, S. 63; Hohloch, Negatorische Ansprü-

che, S. 23. 
15 Hohloch, Negatorische Ansprüche, S. 23. 
16 Baur, AcP 160 (1961), 465, 475. 
17 So etwa v. Holzschuher/Kuntze, Zivilrecht Band 2, S. 307; Picker, Negatorischer Be-

seitigungsanspruch, S. 65 f. Baur, AcP 160 (1961), 465, 476 datiert die Entstehung in die 
Mitte des 18. Jahrhunderts. 

18 Motive III, S. 422. 
19 Eltzbacher, Unterlassungsklage, S. 42 m.w.N. 
20 RGZ 48, 114, 119. 
21 RGZ 60, 6, 7; bestätigt durch RGZ 61, 366; ablehnend Stephan, Unterlassungsklage, 

S. 149 ff. 
22 Vgl. etwa EuGH ECLI:EU:C:1976:166 – Mines de Potasse (Schmutzwasser); OGH 

IPRax 2005, 256 mit Anm. Schack, IPRax 2005, 262 ff. (Atomkraftwerk). 
23 Kötz, AcP 174 (1974), S. 145, 146. 
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II. Persönlichkeitsrechte 

Praktisch besonders relevant sind die Persönlichkeitsrechte. Die Erkenntnis, 
dass die Persönlichkeit eine besondere Bedeutung hat, ist ein Kind der Aufklä-
rung und des Idealismus.24 Daraus erwuchs die Forderung, dass die Persönlich-
keit besonders zu schützen sei.25 Fichte sah im Schutz der Persönlichkeit gar 
„die erste und höchste Pflicht des Staates“.26 Und Kohler wunderte sich noch 
1905, dass es immer noch Skeptiker des Persönlichkeitsschutzes gab, da doch 
„das Recht an der Persönlichkeit […] das erste und heiligste Recht“ sei.27 Be-
gründet wurde der Schutz der Persönlichkeit insbesondere mit naturrechtlichen 
Erwägungen.28 Dennoch wurde das allgemeine Persönlichkeitsrecht nicht ko-
difiziert, wohingegen die besonderen Persönlichkeitsrechte schon früh aner-
kannt wurden. 

Allen Persönlichkeitsrechten ist gemein, dass sie besonders verletzlich sind. 
Während das Sacheigentum regelmäßig nur an einem, dem Belegeinheitsort 
verletzt werden kann,29 droht der Persönlichkeit an vielen Orten der Welt Ge-
fahr. Während der Sacheigentümer sein Eigentum einschließen kann, ist die 
Persönlichkeit den Angriffen Dritter schutzlos ausgesetzt.30 

1. Besondere Persönlichkeitsrechte 

Schon vor der Anerkennung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts durch den 
BGH31 existierten einige besondere Persönlichkeitsrechte,32 etwa das Namens-
recht in § 12 BGB und das Recht am eigenen Bild in § 22 KUG. 1912 erkannte 
das Reichsgericht ein Urheberpersönlichkeitsrecht an und ließ im konkreten 
Fall die Rechte des Eigentümers des Wandgemäldes zurücktreten33. Seitdem 
haben sich weitere Persönlichkeitsrechte entwickelt, die wie das Datenschutz-
recht eigenständige Bedeutung haben.34 

 
24 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 85. 
25 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 85. 
26 Fichte, Grundlage des Naturrechts, S. 318. 
27 J. Kohler, Das Eigenbild im Recht, S. 5. 
28 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 85 ff.; Kastl, Allgemeines Persönlichkeitsrecht, 

S. 9 ff. 
29 Besonderheiten ergeben sich etwa bei Nutzungsbeeinträchtigungen, siehe unten 

S. 193 f. 
30 Vgl. Schack, UFITA 108 (1988), 51. 
31 BGHZ 13, 334 – Leserbriefe. 
32 Schack, UrhR, Rn. 46. 
33 RGZ 79, 397 – Felseneiland mit Sirenen. Ein „Meilenstein in der Entwicklung des 

UPR“, Schack, GRUR 1985, 352. 
34 Der Datenschutz hat sich zu einer eigenständigen Rechtsmaterie entwickelt, die inzwi-

schen grenzüberschreitend durch den Unionsgesetzgeber geregelt wird. Zum Datenschutz-
recht ausführlich unten S. 19 ff. 
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a) Namensrecht, § 12 BGB 

Einen eigenständigen Unterlassungsanspruch zum Schutz des Namens gewährt 
§ 12 S. 2 BGB. Das Namensrecht ist eine besondere Ausprägung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechts,35 mithin ein besonderes Persönlichkeitsrecht. Mit 
Hilfe des Namens kann eine Person von anderen unterschieden werden.36 Doch 
ist der Name auch Ausdruck von Identität und Individualität37 und grundrecht-
lich nach Art. 2 I i.V.m. Art. 1 I GG geschützt.38 

Grundsätzlich ist § 12 BGB wegen seiner systematischen Stellung nur auf 
natürliche Personen anwendbar,39 wird allerdings durch die Rechtsprechung 
auf politische Vereine,40 Gewerkschaften,41 Parteien,42 Religionsgemeinschaf-
ten43 und Gesellschaften44 erweitert.45 Verletzt wird das Namensrecht, wenn 
der Name bestritten oder unbefugt verwendet wird.46 Eine solche Verletzung 
macht selbstredend nicht an Staatsgrenzen halt. 

Besondere Bedeutung – auch ohne grenzüberschreitende Wirkung – erfährt 
das Namensrecht im Internet. So kann der Name unbefugt etwa als Pseudonym 
auf einer Homepage genutzt werden.47 Von besonderer (auch wirtschaftlicher) 
Relevanz ist die Domain selbst. Sowohl der eigentliche Domainname, die sog. 
Second-Level-Domain, aber auch die Verbindung von Second-Level- und Top-
Level-Domain können namensrechtlich relevant sein.48 Zum einen kann durch 

 
35 BGHZ 30, 7, 11 – Caterina Valente; deutlicher BGHZ 143, 214, 218 – Marlene Diet-

rich. 
36 BVerfGE 97, 391, 399 – Missbrauchsbezichtigung; 109, 256, 266 – Vorehename; Hub-

mann, Persönlichkeitsrecht, S. 276. 
37 BVerfGE 78, 38, 46 – Gemeinsamer Familienname; 97, 391 – Missbrauchsbezichti-

gung; 109, 256, 266 ff. – Vorehename; Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 276. 
38 BVerfGE 109, 256, 266 – Vorehename. 
39 Der Wortlaut hingegen beschränkt den Anwendungsbereich des § 12 BGB nicht auf 

natürliche Personen, so aber Säcker, in: MüKo-BGB § 12 BGB Rn. 18. 
40 BGH NJW 1970, 1270 ff. – Weserklause. 
41 BGHZ 43, 245 ff. – GdP. 
42 BGHZ 79, 265. 
43 BGHZ 161, 216 – Pro Fide Catholica.  
44 Säcker, in: MüKo-BGB § 12 Rn. 20 m.w.N. 
45 Wobei str. ist, ob es sich dann noch um ein Persönlichkeitsrecht handelt, siehe unten 

Fn. 491. 
46 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 277; Leyendecker-Langner, in: BeckOK-InfoMe-

dienR § 12 BGB Rn. 22. 
47 Vgl. Wüllrich, Das Persönlichkeitsrecht des Einzelnen im Internet, S. 129; Gounala-

kis/Rhode, Persönlichkeitsschutz im Internet, Rn. 42. 
48 Top-Level-Domain ist die Domainendung, also „.de“ oder „.com“, Second-Level-Do-

main der Bereich davor, also „uni-kiel“ oder „google“. 
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die Wahl der Domain ein fremdes Namensrecht verletzt werden,49 zum anderen 
ist auch ein eigenständiger Schutz des Domainnamens selbst möglich50. 

Wählt eine Person einen fremden Namen für die Domain, so kann dies einen 
Unterlassungsanspruch des Namensinhabers begründen. Der Anspruch ent-
steht bereits mit der Registrierung der Domain, auch wenn diese noch nicht 
aktiv genutzt wird.51 Problematischer ist es, wenn mehrere Personen denselben 
Namen haben, also grundsätzlich zur Namensführung berechtigt sind. Die 
Problematik der Namensgleichheit ist dabei keine Besonderheit des Internets, 
vielmehr besteht das Problem auch in der analogen Welt.52 Bei Domains gilt 
im Grundsatz das Prioritätsprinzip.53 Von diesem weicht der BGH allerdings 
ab, wenn die Interessen einer der Parteien stark überwiegen.54 § 12 BGB ver-
pflichtet aber nur zur Löschung der Domain, nicht zur Übertragung auf den 
Berechtigten.55  

Damit der Domainname selbst, d.h. unabhängig vom Namen des Inhabers, 
Namensschutz erfährt, muss er als Herkunftshinweis auf die hinter der Home-
page stehende Person fungieren.56 Weiter muss die Domain in diesem Fall auch 
tatsächlich genutzt werden, ein bloßes Registrieren der Domain begründet noch 
keinen Namensschutz.57  

Weitere Ansprüche bezüglich Domainnamen können sich aus dem MarkenG 
ergeben.58 

 
49 BGHZ 149, 191, 198 – shell.de; BGH NJW 2005, 1196 f. – mho.de; BGH GRUR 2014, 

506 – sr.de; Eck/Stief, FS Ahrens, S. 65, 67; Heine, in: MüKo-BGB § 12 Rn. 245 ff.  
50 Gounalakis/Rhode, Persönlichkeitsschutz im Internet, Rn. 45; Wüllrich, Das Persön-

lichkeitsrecht des Einzelnen im Internet, S. 133 ff.; Leyendecker-Langner, in: BeckOK-In-
foMedienR § 12 BGB Rn. 46; ders., MMR 2014, 288; Heine, in: MüKo-BGB § 12 BGB 
Rn. 240; Bücking, NJW 1997, 1886 f. 

51 BGHZ 149, 191, 199 – shell.de; BGH NJW 2005, 1196, 1197 – mho.de; Heine, in: 
MüKo-BGB § 12 Rn. 249; Leyendecker-Langner, MMR 2014, 288, 289 f. 

52 BGHZ 149, 191, 204 ff. – shell.de; Linke, CR 2002, 271, 272. 
53 BGHZ 148, 1, 10 – Mitwohnzentrale.de; 149, 191, 200 – shell.de. 
54 BGHZ 149, 191, 201 f. – shell.de. 
55 Linke CR 2002, 271, 276. 
56 Heine, in: MüKo-BGB § 12 Rn. 241; Leyendecker-Langner MMR 2014, 288; vgl. 

BGH NJW 2005, 1198, 1199 – soco.de; BGH NJW 2008, 3716, Tz. 22 – afilias.de zu Un-
ternehmenskennzeichen. 

57 Heine, in: MüKo-BGB § 12 Rn. 242. 
58 §§ 5, 15 MarkenG verdrängen § 12 BGB nur innerhalb des Kennzeichenrechts. Außer-

halb dessen bleibt der Anspruch aus § 12 BGB bestehen, BGH NJW 2008, 3716 Tz. 10 – 
afilias.de. Zur Domain im Markenrecht siehe unten S. 27 f. 
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Da das Internet nicht an Staatsgrenzen haltmacht, sind grenzüberschreitende 
Fälle vorprogrammiert. So ist problematisch, ob die Registrierung einer aus-
ländischen Top-Level-Domain, wie etwa .dk oder .pl, mit § 12 BGB abgewehrt 
werden kann.59 

b) Urheberpersönlichkeitsrecht, §§ 12 ff. UrhG 

Das Urheberpersönlichkeitsrecht schützt die Beziehung des Urhebers zu sei-
nem Werk.60 Schon vor seiner Kodifizierung 1965 in § 12 ff. UrhG erkannte 
das Reichsgericht dem Urheber, einen besonderen Persönlichkeitsrechtsschutz 
zu.61 Seit 1928 ist es in Art. 6bis Bestandteil des RBÜ,62 auch wenn die Länder, 
die dem Copyright-Grundsatz folgen, sich gegen die Einführung wehrten63. 
Seitdem findet sich das Urheberpersönlichkeitsrecht in den Rechtsordnungen 
zahlreicher Staaten.64 In Deutschland diskutiert man das Urheberpersönlich-
keitsrecht seit dem 19. Jahrhundert.65 

aa) Urheberpersönlichkeitsrecht in Deutschland 

§§ 12–14 UrhG enthalten die wichtigsten Befugnisse, die sich aus dem Urhe-
berpersönlichkeitsrecht ergeben: das Veröffentlichungsrecht, das Recht auf 
Anerkennung der Urheberschaft und das Recht gegen Entstellung des Wer-
kes. Diese Liste ist nicht abschließend, vielmehr wird sie ergänzt etwa durch 
das Zugangsrecht in § 25 UrhG und die Rückrufrechte in §§ 34 III 2, 41, 
42 UrhG.66 

Das Urheberpersönlichkeitsrecht unterscheidet sich von den anderen Per-
sönlichkeitsrechten dadurch, dass es ein schutzfähiges Werk voraussetzt.67 Es 
schützt die Beziehung des Urhebers zu seinem Werk, wohingegen das allge-
meine Persönlichkeitsrecht den Urheber unabhängig von einem Werk 
schützt.68 Deshalb unterfällt das Recht der Nicht-Urheberschaft (droit de non-

 
59 Grundsätzlich ist dies möglich BGH GRUR 2016, 810 Tz. 45 – profitbricks.es; OLG 

Köln MMR 2010, 616 – www.fcbayern.es. 
60 Statt aller Schack, UrhR, Rn. 353. 
61 RGZ 79, 397 – Felseneiland mit Sirenen, siehe auch oben S. 7. 
62 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 235 f.; Schack, UrhR, Rn. 354.  
63 Doutrelepont, GRUR Int. 1997, 293, 295. Die Aufnahme des UPR in das RBÜ sorgte 

auch in der dt. Rechtswissenschaft für Diskussion, Elster, RabelsZ 6 (1932), 903. 
64 Ausführlich Elster, RabelsZ 6 (1932), 903 ff.; vgl. auch Dietz, ZUM 1993, 309, 312 ff. 
65 Hubmann, Persönlichkeitsrecht, S. 233 f.; Schack, UrhR, Rn. 354; ders., GRUR 1985, 

352. 
66 Schack, UrhR, Rn. 356; zu eng nur auf §§ 12 – 14 UrhG abstellend Neumann-Dues-

berg, UFITA 50 (1967), 464, 465. 
67 Schack, UFITA 108 (1988), 51, 57. 
68 Runge, UFITA 54 (1969), 1, 5; Neumann-Duesberg, NJW 1971, 1640 f.; Schack, 

UrhR, Rn. 43; ders., GRUR 1985, 352, 353. Somit wird das aPR auch bei einem weiten 
Schutzbereich des UPR zum Schutz des Urhebers benötigt, Hubmann, Persönlichkeitsrecht, 
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